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Konsequenzen aus erhöhten Krebsraten und Fehlbildungen 
in der Umgebung von Atomkraftwerken 


Durch Dr. Alfred Körblein vom Umweltinstitut München wurde eine Erhö- 
hung der Krebsrate bei Kindern in der Umgebung von deutschen Atomkraft- 
werken (AKWs) um bis zu 53 Prozent festgestellt (Süddeutsche Zeitung vom 
25. Juli 2001 und Schweinfurter Tagblatt vom 21. Juli 2001). Dr. Alfred Körb- 
lein hatte die Datensätze der so genannten Michaelis-Studie (Prof. Dr. Jörg 
Michaelis, Universität Mainz) für Neuberechnungen genutzt, Nach Angaben 
des Schweinfurter Tagblatt soll das Bundesamt für Strahlenschutz (BfS) diese 
Ergebnisse bestätigt und eine Arbeitsgruppe einberufen haben, um eine Fall- 
kontrollstudie durchzuführen. Mit dieser Studie könnte ein möglicher kausaler 
Zusammenhang zwischen der Häufung von Krebsfällen und radioaktiven 
Emissionen in der Nähe von AKWs untersucht werden. Eine solche Studie 
wird von vielen Bürgerinitiativen seit langem gefordert, da vermutet wird, 
dass selbst bei Einhaltung der Grenzwerte die auftretende Niedrigstrahlung 
gesundheitsgefährdende Auswirkungen hat. Von verschiedenen Wissenschaft- 
lern wird aufgrund der genannten statistischen Häufungen von Krebsfällen in 
der Nähe von AKWs gefordert, die Grenzwerte für Radioaktivität weiter ab- 
zusenken. 

In einer weiteren Studie, die im Auftrag des Bayerischen Staatsministeriums 
für Landesentwicklung und Umweltfragen entstand, wurde untersucht, ob sich 
im Umkreis der bayerischen AKWs eine Häufung kindlicher bösartiger Neu- 
bildungen und angeborener Fehlbildung feststellen lässt. Die Methodik war 
analog der Michaelis-Studie. Es wurde eine entfemungsabhängige statistisch- 
signifikante Erhöhung von Fehlbildungen festgestellt. Von den Autoren wurde 
eine Fallkontrollstudie gefordert. 

Bis zur weiteren Klärung der Zusammenhänge zwischen der Niedrigstrahlung 
von AKWs und der Häufung bestimmter Krebsfälle sowie kindlicher bösarti- 
ger Neubildungen und angeborener Fehlbildung bei Kindern könnte die 
Bundesregierung ein Moratorium für die geplanten Zwischenlager erlassen, 
um einen weiteren Anstieg der Radioaktivität in der Umgebung der AKWs zu 
vermeiden. 


Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Bundesministeriums fiir Umwelt, Naturschutz und Reak- 
torsicherheit vom 16. August 2001 übermittelt. 

Die Drucksache enthält zusätzlich - in kleinerer Schrifttype - den Fragetext. 
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Vorbemerkung 

Dr. Alfred Körblein vom Umweltinstitut in München hat durch eine statistische 
Neubewertung von Daten des Mainzer Kinderkrebsregisters eine Erhöhung der 
Krebsrate bei Kindern in der Umgebung von Atomkraftwerken festgestellt. Die 
Ergebnisse wurden in den Medien und in Intemetbeiträgen präsentiert. Die 
Autoren der Michaelisstudie halten in einer kürzlich erfolgten Verlautbarung 
ihre Auffassung aufrecht, dass es bei Kindern unter 15 Jahren in der 15-km- 
Umgebung westdeutscher kemtechnischer Anlagen keine generelle Häufung 
von Krebserkrankungen und insbesondere auch nicht von Leukämien zu ver- 
zeichnen gibt. Die Autoren sehen durch die Neubewertung ihrer Daten die 
Grundsätze guter epidemiologischer Praxis verletzt. Sie monieren das beliebige, 
irreführende Gruppieren von Daten und teilen die Meinung von Dr. Alfred 
Körblein nicht. Weitere bisher durchgeführte Studien ergeben kein eindeutiges 
Bild über einen möglichen Zusammenhang zwischen erhöhten Kinderkrebs- 
erkrankungen und Atomkraftwerken. Daher prüft das Bundesamt für Strahlen- 
schutz, wie durch weitere epidemiologische Studien - gedacht ist an eine bun- 
desweite Ausdehnung der bisher auf bayerische Standorte von Atomkraftwerken 
beschränkten Untersuchungen - auch unter Berücksichtigung anderer Faktoren 
sinnvoll dem Problem nachgegangen werden kann. Ein Zusammenhang 
zwischen Strahlung und Krankheitsgeschehen kann nicht gesehen werden, da 
die Strahlung in der Umgebung von Atomkraftwerken weit unter der natür- 
lichen Strahlenexposition liegt. 

Das Bundesamt für Strahlenschutz ist 1995 in einem Bericht u. a. der Frage 
einer erhöhten Rate kindlicher angeborener Fehlbildungen in der Umgebung 
der bayerischen kemtechnischen Anlagen sowie in der Umgebung geplanter 
Standorte nachgegangen. Hier wurden die in der Anfrage genannten Effekte 
beobachtet, jedoch ist auch hierbei ein Effekt durch Strahlung zu verneinen, da 
die Expositionen zu niedrig sind. 

Unter den Gesichtspunkten der Vorbemerkung werden die Fragen wie folgt 
beantwortet: 


1 . Ist der Bundesregiemng bekannt, dass für die Umgebung der bayerischen 
AKWs eine entfemungsabhängige statistisch-signifikante Erhöhung von 
Fehlbildungen ermittelt wurde? 


2. Ist der Bundesregiemng bekannt, dass für die Umgebung des AKW Gra- 
fenrheinfeld eine entfemungsabhängige statistisch-signifikante Erhöhung 
an isolierten Fehlbüdungen festgestellt wurde? 

Der Bundesregierung sind diese Ergebnisse bekannt, allerdings waren nur die 
Prävalenzen der isolierten Fehlbildungen signifikant erhöht und zeigten einen 
Trend zu den Entfernungen zur Anlage. 
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3. Welche Maßnahmen gedenkt die Bundesregierung im Hinblick auf dieses 
Studienergebnis zu ergreifen? 


4. Plant die Bundesregierung eine bundesweite Studie über kindliche bös- 
artige Neubildungen und angeborene Fehlbildungen in der Umgebung von 
AKWs, um über diese Problematik mehr Einsicht zu bekommen? 

Wenn nein, warum nicht? 


5. Ist die Bundesregierung bereit, zum Schutz der Gesundheit der Kinder, 
eine von den Autoren der Studie zu Grafenrheinfeld als Resümee gefor- 
derte Fallkontrollstudie in Auftrag zu geben? 

Wenn nein, warum nicht? 

Zu den Fragen 3 bis 5 siehe Vorbemerkung. 


6. Welche Konsequenzen werden sich für die AKW-Betreiber ergeben, wenn 
ihre AKWs als Verursacher für erhöhte Leukämie- oder Fehlbildungsraten 
ermittelt werden? 


7. Welche Konsequenzen ergeben sich aus Sicht der Bundesregierung im 
Hinblick auf die Grenzwerte der radioaktiven Belastung für die Bevölke- 
rung? 


8. Kann sich die Bundesregierung vorstellen, bis zu dem Vorliegen von be- 
lastbaren Ergebnissen der geforderten Fallkontrollstudien bundesweit ein 
Moratorium für die geplanten Zwischenlager bei AKWs zu erlassen, um 
einen weiteren Anstieg der Radioaktivität in der Umgebung der AKWs zu 
vermeiden? 


9. Plant die Bundesregierung angesichts der vorliegenden Einzelstudien ähn- 
liche Maßnahmen zum Schutz der Gesundheit der betroffenen Bevölke- 
rung? 

Wenn ja welche? 

Wenn nein, warum nicht? 

Wie in der Vorbemerkung bereits festgestellt, sind die Strahlenexpositionen der 
Bevölkerung durch diese Anlagen so gering, dass ein Beitrag zur Entstehung 
von Krankheiten nicht gegeben ist. Diese Expositionen liegen ein Hundertstel 
bis ein Tausendstel unter der natürlichen Strahlenexposition pro Jahr. Weitere 
Schutzmaßnahmen hält die Bundesregierung daher für nicht erforderlich. 
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10. Wie begründet die Bundesregierung die kürzlich in der neuen Strahlen- 
schutzverordnung vorgenommene Erhöhung der effektiven Dosisgrenz- 
werte für Einzelpersonen der Bevölkerung von 0,3 mSv auf 1 mSv im 
Jahr, wenn gleichzeitig in der Umgebung von AKWs bei Emissionswer- 
ten unterhalb des alten niedrigeren Grenzwertes erhöhte Krebsraten bei 
Kleinkindern auftreten? 

Der zugrunde liegende Sachverhalt ist unzutreffend. Der Grenzwert der effekti- 
ven Dosis bei Einzelpersonen der Bevölkerung durch Strahlenexpositionen aus 
Tätigkeiten wurde in der neuen Strahlenschutzverordnung, von 1,5 auf 1 Milli- 
sievert im Kalenderjahr gesenkt. Dabei dürfen auch künftig die Strahlenexposi- 
tionen durch Ableitungen mit Luft oder Wasser jeweils 0,3 Millisievert im Ka- 
lenderjahr nicht überschreiten. 
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